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Erneute Stellungnahme der o.g. Naturschutzverbände zur  
1.Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Eberswalde 

 
Ihr Zeichen: III/61-FNP-1Ä 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Fritze, 
 
die Verbände bedanken sich für die Beteiligung an o.g. Planvorhaben. 
 
Die erste Flächennutzungsplanänderung enthält nun 3 (ehemals 4) Änderungen, bei denen für 
die Teilfläche A aus naturschutzfachlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken geäußert 
werden, wenn naturschutzfachliche Belange ausreichend berücksichtigt werden.  
 
Teilfläche A (alt Teilfläche Ä 1-Wohnbaufläche Finow-Süd) 
Geänderte Darstellung  SO Erneuerbare Energie in Wohnbaufläche 
 
 
 
Die bereits geäußerten Bedenken aus der Stellungnahme von 2017 behalten weiterhin volle 
Gültigkeit: 
 
Teilfläche B (alt Teilfläche Ä2- Abrundung Wohngebiet Südend) 
Hinsichtlich der Teilflächenänderung Ä 2 Abrundung Wohngebiet Südend, wo 0,6ha Wald 
zukünftig als Wohnbaufläche ausgewiesen werden sollen, werden Bedenken angemeldet. Der 
komplette Verlust von 0,6 Wald ist mit dem Verlust an Erholungs-/Lebensraum und Brut- und 
Niststätten verbunden. Mittelfristig ist dieser Eingriff nicht ausgleichbar. 
Auch wenn es sich hier um eine kleine Fläche handelt, sollte auf andere Flächen 
zurückgegriffen werden. 
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Teilfläche C (alt Teilflächenänderung Ä 4 Waldsportanlage Finow - beinhaltet die 
Reduzierung einer ausgewiesenen SPE-Fläche und die Inanspruchnahme von Wald in einer 
Flächengrösse von über 3ha zwecks Herstellung einer Waldsportanlage in Finow. 
Hinsichtlich der Inanspruchnahme von Wald wird auf die Argumentation bei B (Ä 2) 
hingewiesen. 
Die Inanspruchnahme von Teilen der SPE-Fläche wird ebenso kritisch gesehen, da der 
verbleibende Flächenrest die ursprünglich vorgesehen Entwicklungsziele nicht erreichen kann 
und die noch zu findende Ersatzfläche nur im Verhältnis 1:1 ausgeglichen werden wird und 
somit auch zu gering ist, um naturschutzfachlich hochwertigen Ansprüchen zu genügen. Aber 
gerade SPE-Flächen sollten über ein gewisses Entwicklungspotential verfügen, damit ihre 
Ausweisung Sinn macht und ein realer ökologischer Ausgleich erzielt werden kann. 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Die ehemals dargestellte Teilfläche Ä 3-Baufläche Schwärzeblick ist entfallen 
Geänderte Darstellung  SO Klinik in gemischte Baufläche 

Gemischte Baufläche in Wohnbaufläche 
 
 
 
FAZIT 
 
Zugestimmt wird der Teilflächenänderungen A 
 
Abgelehnt werden die vorgestellten Teilflächenänderungen B(Ä 2) und C(Ä 4). Hier ist 
geplant Waldflächen und SPE-Flächen in andere Nutzungsarten zu überführen.  
Dies würde die Erholungsfunktionen dieser Bereiche zerstören, sich negativ auf klimatische 
Verhältnisse (Mikroklima) auswirken und Lebensraum, Brut- und Niststätten für eine 
Vielzahl von Tier- und Pflanzenarten zerstören. 
Für diese Bereiche ist dringend der Bedarf nachzuweisen und zu belegen, dass die hier 
erklärten Entwicklungsziele nicht an anderer Stelle mit geringeren Eingriffen in Natur und 
Landschaft möglich sind. 
 
Zur Kenntnis genommen wird, dass die ehemals vorgestellte Flächenänderung Ä 3 nicht mehr 
Gegenstand der 1. Flächennutzungsplanänderung ist. 
 
 
Die Verbände bitten um weitere Beteiligung am laufenden Verfahren einschliesslich einer 
Beteiligung an den zukünftigen Bauleitplanungen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben FNP, 1. Änderung Stadt Eberswalde, LK BAR 

 

Ansprechpartnerin: Frau Börner 
Tel. 03332 441 722 
E-Mail: T2@LfU.Brandenburg.de  

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  �  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung � 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

� 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

� 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
Grundlage: §§ 3,50 BImSchG 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen zu den Änderungen der 3 Teilflächen keine 
immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
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Begründung  
Den Ausführungen der Begründung und des Umweltberichtes zu den immissionsschutzrechtlichen 
Belangen (Schutz Mensch) kann gefolgt werden.  
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wird der Einschätzung gefolgt, dass in den nachfolgenden 
Planverfahren bzw. Baugenehmigungsverfahren dem Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ggf. 
mit Maßnahmen der Minderung entsprochen werden kann.  
 
Teilfläche A 
Der Bestandsschutz des vorhandenen Standortes der nach BImSchG genehmigungsbedürftigen 
Anlage soll im nachfolgenden Bauleitplanverfahren Berücksichtigung finden. Der Bestandsschutz der 
vorhandene Betrieb soll gesichert werden.  
 
Teilfläche B 
Die Baufläche stellt sich unter Berücksichtigung der bekannt gegeben Wohnnutzung Bernauer 
Heerstraße 54-60 nicht als heranrückende schutzbedürftige Wohnbebauung da, wenn zur 
vorhandenen Bebauung keine höheren Erwartungen zum Schutzanspruch bestehen.  
Zur Änderung der Darstellung für den Bereich des Flurstückes 361 bestehen keine 
immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
Die Erforderlichkeit zur Erarbeitung einer gutachterlichen Untersuchung zu den Geräuschauswirkungen 
der vorhandenen Sportanlage, sollte erst im Rahmen des nachfolgenden verbindlichen 
Bauleitplanverfahrens ermittelt werden.  
 
Teilfläche C 
Zu den beschriebenen Entwicklungen auf der Fläche wurde durch Landesamt für Umwelt bereits im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens eine Stellungnahme erarbeitet. In der Stellungnahme 
wurden zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen Nebenbestimmungen formuliert. 
 
 

 
 
Dieses Dokument wurde am  26. Juli 2018 durch Katrin Börner    schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 


